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	Zulassungsvorstellung
ordentlicher Revisionsrekurs

	
	2 GS

	
	1 HS


In außen bezeichneter Rechtsache erhebt der Antragsteller gegen den Beschluss ON 36 vom 2006-12-06 (zugestellt am 2007-01-02) innerhalb offener Frist nachstehende
Zulassungsvorstellung
an das Landesgericht für ZRS Wien wie folgt:

Entgegen der Auffassung des Rekursgerichtes wäre der Revisionsrekurs doch für zulässig zu erklären

a) da das Rekursgericht entgegen der (ständigen) Judikatur des OGH eine Prognose darüber abgegeben hat, ob die Antragsgegnerin möglicherweise oder wahrscheinlicherweise das Studium in einer angemessenen Zeit (durchschnittlichen) Zeit beenden wird können (BS 5 vorletzter Absatz), eine Rechtsauffassung, die der OGH bereits (u.a.) zu 1998/06/25, 2 Ob 123/98x und zu 2006/06/29, 6 Ob 122/06v als unrichtig verworfen hat.

b) Allenfalls wäre die Frage zu erörtern gewesen, ob die Beendigung des Studiums in noch durchschnittlicher Dauer ernsthaft in Frage gestellt ist (OGH 2002/11/26, 1 Ob 268/02x), eine Frage die gegenständlich nicht aufgeworfen wurde. Angesichts der Tatsache, dass die Antragsgegnerin bisher für knapp 28% der Prüfungen 66% der Zeit verbraucht hat, muss erörtert werden, wie die Untergerichte zur Auffassung kommen können, dass die Antragsgegnerin für die restlichen 72% der Prüfungen nur noch 5 Semester benötigt (wenn man eine Überschreitung der Mindeststudiendauer um 50% als grobe Richtlinie annimmt.). Vielmehr wäre eine ähnlicher Studienfortschritt wie bisher bedeuten, dass die Antragsgegnerin bis zu 169% zusätzlich benötigt, was einer Gesamtstudiendauer von rund 230% entsprechen würde.
c) da dem Rekursgericht zwar zuzugestehen ist, dass die Beurteilung der (noch) Angemessenheit einer Studiendauer in der Regel eine Frage des Einzelfalles ist, aber unter Bedachtnahme auf die bisherige Judikatur gegenständlich doch eine grob fehlerhafte Beurteilung des Einzelfalles vorliegt die die Rechtssache als revisibel erscheinen lässt und eines Aufgriffes durch den OGH aus Gründen der Einzelfallgerechtigkeit bedarf, widrigenfalls ein Fall der Amtshaftung wegen unvertretbarer Rechtsansicht vorliegen könnte.
d) da es eine Rechtsfrage von grundsätzlicher, über den gegenständlichen Fall hinausgehender Bedeutung ist, ob die Semesterempfehlungen der Universität (Lehrpläne!)  wenigstens in Form einer Indizwirkung zur abstrakten (warum eigentlich abstrakt?) Beurteilung des Studienerfolges heranzuziehen ist oder gänzlich ohne Bedeutung ist (BS 5).

e) Es eine Rechtsfrage von grundsätzliche Bedeutung ist, ob dem studierenden Unterhaltsberechtigten der Ausbildungsweg bis zur Matura „ohne Verzögerung“ quasi als Bonus gutzubringen ist, mit der Folge, dass dann das Studium langsamer betrieben werden darf (siehe ersichtlich so gemeint BS 6 zweiter Absatz); eine Rechtsauffassung, die auch mit der zitierten Entscheidung 6 Ob 122/06v nicht in Einklang zu bringen ist, da dort nicht im geringsten eine solche Erwägung angestellt wurde (nämlich umgekehrt als Belastung, dass bereits die Matura verspätet abgelegt wurde).

f) Entgegen der Judikatur des OGH die Untergerichte sich nicht mit der sich aufdrängenden Frage eines zumindest temporären Erlöschens der Unterhaltspflicht (siehe dazu OGH 1998/06/25, 2 Ob 123/98x; 1995/11/08, 7 Ob 625/95) beschäftigt haben. Der Antragsteller hat dazu vorgetragen, dass die Antragsgegnerin im dritten Semester nur 3 von acht Prüfungen absolviert hat und im vierten Semester überhaupt nur eine von 8 empfohlenen Prüfungen.

g) Es eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung ist, ob wie das Rekursgericht völlig verfehlt annimmt, es völlig unerheblich ist, ob allenfalls eine erhebliche Anzahl von Studenten bei einem relativ neuen Studium dieses in der Mindeststudiendauer absolviert (siehe Rekursvorbringen s4 oben – dazu BS 7 oben). Es ist daher auch nicht erkennbar, welche Kriterien das Rekursgericht für den Begriff durchschnittlich heranzieht. Offensichtlich begnügt sich mit der Auskunft der Universität die den begriff „noch durchschnittlich“ verwendet, ohne jedoch zahlenmäßige Anhaltspunkte darüber gibt, was das heißt (weder Studentenanzahl, noch Studienfortschritt der anderen Studenten etc), sodass diese Bestätigung eine unbrauchbare Leerformel ist.

Der Revisionsrekurswerber beantragt daher ausdrücklich, entgegen dem bisherigen Ausspruch den Revisionsrekurs doch für zulässig zu erklären.
In außen bezeichneter Rechtsache erhebt der Antragsteller daher gegen den Beschluss ON 36 vom 2006-12-06 (zugestellt am 2007-01-02) innerhalb offener Frist nachstehenden
ordentlichen Revisionsrekurs
an den Obersten Gerichtshof wie folgt:

Der zitierte Beschluss wird in seinem gesamten Inhalt und Umfang angefochten, als dem Rekurs keine Folge gegeben wurde und der Antragsteller daher nicht antragsgemäß von seiner Unterhaltsverpflichtung ab 2005-11-01 enthoben wurde und als die Antragsgegnerin nicht schuldig erkannt wurde, dem Antragsteller die Kosten des Verfahrens zu ersetzen.

Als Revisionsrekursgrund wird geltend gemacht:

Sekundäre Feststellungsmängel:
Das das Rekursgericht rechtsfehlerhafterweise die Frage der Unterhaltsberechtigung in den einzelnen Semester ungeprüft gelassen hat, ist eine Aufhebung wohl unumgänglich, zumal der Revisionsrekurswerber vorgetragen hat, dass zB im 4 Semester überhaupt keine vorgesehen Prüfung (von sieben) absolviert wurde und nur eine Prüfung absolviert wurde, die für vorhergehende Semester empfohlen wurde (siehe u.a. Rekurs s2). Im Rekurs vom 2006-01-21 wurde vorgetragen (s2), dass die Antragsgegnerin im Zeitraum von 6 Monaten nicht eine einzige Prüfung postivi abgeschlossen hat. Mit diesen Erwägungen hat sich das Rekursgericht nicht auseinandergesetzt, was angesichts der E OGH 1998/06/25, 2 Ob 123/98x und 1995/11/08, 7 Ob 625/95 rechtsfehlerhaft erscheint.
Angesichts der Tatsache, dass keinerlei Zahlen festgestellt wurden, ist die rechtliche Beurteilung (Tatsachenfeststellung?), dass die Antragsgegnerin noch durchschnittlich studiert, einer externen Überprüfung nicht zugänglich, und daher gleichfalls mit sekundären Feststellungsmängeln behaftet.

Unrichtige rechtliche Beurteilung:

Aber auch abgesehen von den sekundären Feststellungsmängeln ist die rechtliche Beurteilung der Untergerichte grob rechtsfehlerhaft. Wenn der OGH zu 6 Ob 122/06v bei 20% absolvierten Prüfungen von Anfang an die Unterhaltsberechtigung aberkennt, ist im gegenständlichen Fall (nicht ganz 28% bei 66,66 % der Studienzeit; ohne ein Vorbringen, dass besonders schwierige Prüfungen am Anfang waren, mit leichteren Prüfungen ab jetzt etc.) die Unterhaltsberechtigung genauso wenig anzuerkennen. Immerhin liegt jetzt schon eine Überschreitung um mehr als 100% vor. Es ist in der Judikatur nicht ein Fall (ohne sonstige Erschwerungsumstände wie schwere Erkrankung zB 2000/07/13, 6 Ob 186/00x) zu finden, in welchem eine solche Überschreitung noch toleriert worden wäre.
Entgegen der Darstellung des Beschlusses ist von einer „Verbesserung“ des Studienfortganges keine Rede. Sollte dies als Feststellung zu werten sein, würde Aktenwidrigkeit vorliegen. Aus dem ersten Semester fehlten der Antragsgegnerin noch immer (nach zwei Jahren) 3 Gegenstände, aus dem zweiten Semester 3, aus dem dritten Semester 5 und aus dem vierten Semester 7 (alle!) Gegenstände.

Die Darstellung des Beschlusses (Seite 3) ist grob verzerrend, weil nicht dargelegt ist, wie welche Prüfungen welchem Abschnitt zuzuordnen sind. Die Antragsgegnerin hat von 32 Fächern aus den ersten vier Semestern 18 nicht absolviert oder nicht bestanden.

Auch im vorliegenden Fall hat die Klägerin trotz Verstreichen von zwei Drittel der vorgesehen Studiendauer nur ein Viertel der vorgesehenen Lehrveranstaltungen absolviert. Dabei liegt auf der Hand, dass auch bei größtmöglicher Anstrengung ein Abschluss des Studiums ohne ganz massive zeitliche Verzögerung undenkbar ist. Mangels zielstrebiger Betreibung des Studiums durch die Klägerin ist diese daher als selbsterhaltungsfähig anzusehen (Neuhauser in Schwimann, ABGB3 § 140 Rz 102 aE mwN).

Aufgrund der obigen Ausführungen stellt der Antragsgegner nachstehenden

Revisionsrekursantrag:

Der OGH wolle de Revisionsrekurs Folge geben, die Beschlüsse erster und zweiter Instanz abändern und dem Antrag des KV auf Befreiung von der Unterhaltsverpflichtung ab 2005-11-01 stattgeben und die Antragsgegnerin in den Ersatz der Kosten des gesamten Verfahrens verfällen, in eventu den angefochtenen Beschluss aufheben und die Rechtssache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an das Erstgericht zurückverweisen.

	Wien, am 2007-01-09/X/te 
	<<Daten Antragsteller>>


Streitwert: € 4.080,00 Kosten
	Revisionsrekurs
	208,20

	60% Es
	124,92

	20% USt
	66,62

	Gesamt
	399,74


Zusatzinformation zum Muster

a) das Rekursgericht hat aufgrund der Zulassungsvorstellung den Revisionsrekurs zugelassen

b) der OGH hat aber den Revisionsrekurs aber zurückgewiesen (OGH 2007/07/13, 6 Ob 141/07i)







